
Angaben zur Person des Antragstellers 

 Revierinhaber (Pächter)     Eigenjagdrevierinhaber 

Name 

 

 

Vorname 

 

Geburtsdatum 

 

 

Steueridentifikationsnummer 

Anschrift 

 

 

 

Telefonnummer 

PLZ, Ort 

 

 

E-Mail 

 

 

 

Landratsamt Altötting 

Sachgebiet 14 – Untere Jagdbehörde – 

Bahnhofstraße 38 

84503 Altötting 

 

 

Antrag auf Gewährung einer Abschussprämie durch den Landkreis Altötting 

für den Abschuss von Schwarzwild auf dem Gebiet des Landkreises Altötting 
 

 

 Für folgendes erlegtes Schwarzwild beantrage ich die Gewährung der Wildschweinprämie (ASP – 

PFOA) in Höhe von 110 € für Frischlinge bzw. 220 € für sonstiges Schwarzwild: 

 
Anzahl  

 

Art (Frischling/ 

sonstiges 

Schwarzwild) 

 

Erlegungsdatum Erlegungsort (Gemeinde) Jagdbezirk, Eigenjagdbezirk 

 

 

 

   

 

 

 

 

 

    

 

 

 

 

 

    

   

 

 

 

  

 

  



 

 

Die Wildschweinprämie soll auf folgendes Konto überwiesen werden: 
Kontoinhaber 

 

 

IBAN 

BIC (falls erforderlich) 

 

 

 

 

Des Weiteren bestätige ich folgende Angaben: 

 Von mir wurde/wird zu den angegebenen Tieren kein Antrag auf Schadensausgleich nach 

dem Atomgesetz gestellt. 

 Ich bin Revierinhaber im Landkreis Altötting und das Schwarzwild wurde in meinem Revier 

erlegt. 

 

Ich nehme davon Kenntnis, dass das zuständige Finanzamt über ausgezahlte Abschussprämien nach 

Maßgabe der Mitteilungsverordnung vom 7. September 1993 (BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert 

durch Artikel 8 der Verordnung vom 19.12.2022 (BGBl. I S. 2432), unterrichtet wird. Eine Auszahlung 

kann nur unter Angabe von Geburtsdatum und Steueridentifikationsnummer erfolgen. Meine 

steuerlichen Aufzeichnungs- und Erklärungspflichten sind mir bekannt. 

 

Dem Antrag ist die Quittung über die Abgabe des erlegten Schwarzwilds beim Zweckverband St. 

Erasmus beizulegen. 

 

 

Ich bestätige die Richtigkeit meiner Angaben. Vorsätzliche oder fahrlässig gemachte unrichtige oder 

unvollständige Angaben, sowie das vorsätzliche oder fahrlässige Unterlassen einer Mitteilung über 

Änderungen dieser Angaben/Tatsachen können neben der Rückforderung der gewährten 

Aufwandsentschädigung die Strafverfolgung wegen Betruges nach dem Strafgesetzbuch zur Folge 

haben. 

 

 

 

______________________________     _____________________________________ 

(Ort, Datum)      (Unterschrift) 

 

 

 

  


